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Text 

Verwaltungskosten 

§ 26. (1) Die BV-Kassen sind berechtigt, von den hereingenommenen Abfertigungsbeiträgen 
Verwaltungskosten abzuziehen. Diese Verwaltungskosten müssen prozentmäßig für sämtliche 
Beitragszahler einer BV-Kasse gleich sein und in einer Bandbreite zwischen 1 vH und 3,5 vH der 
Abfertigungsbeiträge festgesetzt werden. 

(2) Wird eine Altabfertigungsanwartschaft auf eine BV-Kasse übertragen (§ 47 oder gleichartige 
österreichische Rechtsvorschriften), so ist die BV-Kasse berechtigt, einen einmaligen Kostenbeitrag in 
Höhe von höchstens 1,5 vH des Übertragungswertes einzubehalten, wobei der Prozentsatz von der BV-
Kasse einheitlich festgesetzt werden muss und der Kostenbeitrag den Betrag von 500 Euro je 
Altabfertigungsanwartschaft nicht übersteigen darf. 

(3) Für die Veranlagung des Abfertigungsvermögens sind BV-Kassen berechtigt, 

 1. Barauslagen, wie Depotgebühren, Bankspesen usw., weiter zu verrechnen, sofern diese im 
Beitrittsvertrag (§ 11 Abs. 2 Z 8 oder vergleichbare österreichische Rechtsvorschriften) genannt 
sind, sowie 

 2. von den Veranlagungserträgen eine Vergütung für die Vermögensverwaltung einzubehalten, die 
1 vH pro Geschäftsjahr und ab 1. Jänner 2005 0,8 vH pro Geschäftsjahr des veranlagten 
Abfertigungsvermögens nicht übersteigen darf. Soweit die Veranlagungserträge eines 
Geschäftsjahres für die Vergütung nicht ausreichen, ist im Jahresabschluss der BV-Kasse eine 
entsprechende Forderung ertragswirksam zu erfassen. Im Rechenschaftsbericht der 
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Veranlagungsgemeinschaft ist in Höhe dieser Forderung unter den sonstigen Aktiva ein 
„Unterschiedsbetrag gemäß § 26 Abs. 3 Z 2 BMSVG“ und eine Verbindlichkeit auszuweisen und 
im Formblatt C zu erläutern; eine Belastung des Abfertigungsvermögens ist nicht zulässig. 

(4) Die Übertragung der Abfertigungsanwartschaft von einer BV-Kasse auf eine andere BV-Kasse 
sowie die Auszahlung der Abfertigungsanwartschaft hat durch die übertragende und übernehmende oder 
auszahlende BV-Kasse verwaltungskostenfrei zu erfolgen. Im Zuge der Überweisung oder Auszahlung 
anfallende Barauslagen wie Bankspesen, Kosten einer Postanweisung oder Ähnliches dürfen jedoch 
verrechnet und einbehalten werden. 

(5) Der jeweils zuständige Träger der Krankenversicherung kann für die Einhebung und 
Weiterleitung der Beiträge eine Vergütung von höchstens 0,3 vH der eingehobenen Beiträge von der 
jeweiligen BV-Kasse einheben. Die BV-Kasse kann diese Vergütung als Barauslagen gemäß Abs. 3 Z 1 
verrechnen. 

(6) Die Sozialversicherungsträger sowie der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sind berechtigt, Investitionskosten sowie die laufenden Kosten für anfallende 
Investitionen für die Erstellung und Adaptierung der Software für die Verwaltung der Daten für die 
einzelnen BV-Kassen den BV-Kassen in Rechnung zu stellen, sofern vor der Erstellung oder Adaptierung 
im Einvernehmen mit den BV-Kassen die Notwendigkeit gemäß BMSVG, die Zweckmäßigkeit sowie die 
Kosten festgestellt und festgelegt wurden. Die BV-Kassen sind verpflichtet, diese festgestellten Kosten 
im Verhältnis ihrer Marktanteile ab Rechnungslegung binnen einem Monat zu ersetzen. Die einzelnen 
BV-Kassen können für diese Investitionskosten im Innenverhältnis im Wege der von ihnen gebildeten 
Plattform oder sonstiger gemeinsamer Einrichtungen die Modalitäten der Aufteilung nach den jeweiligen 
Marktanteilen festlegen, getrennt für Berechtigte nach dem 1. und 4. Teil sowie nach den 
Berechtigtengruppen gemäß § 62 Abs. 1 Z 1 bis 6 gesondert festlegen. Die Sozialversicherungsträger 
haben die notwendigen Daten der Plattform der Betrieblichen Vorsorgekassen zur Verfügung zu stellen. 
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